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Zuwendungsbericht über das Jahr 2004  
 

1.  Vorbemerkungen 

Mit dem Instrument der Zuwendungen wird die Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben durch Träger 

außerhalb der öffentlichen Verwaltung finanziert. Eine Preisbildung über den Markt durch Aus-

schreiben der Leistungen ist in der Regel nicht möglich, da der Markt der Anbieter sehr begrenzt 

ist. Wegen seiner Besonderheiten ist der Bereich der Zuwendungen durch Gesetze, Verordnungen 

und Verwaltungsvorschriften umfangreich und im Bundesgebiet weitgehend einheitlich geregelt. 

Unter Ziffer 4 werden die wesentlichen Bestimmungen dargestellt. 

Der Zuwendungsbericht ist Teil des Berichtswesens gegenüber der Bürgerschaft bzw. den Haus-

halts- und Finanzausschüssen. Anders als bei den Controllingberichten 

♦ Haushalt und Personal, 

♦ Beteiligungen und  

♦ Eigenbetriebe und Stiftungen, 

bei denen vierteljährlich über den erreichten Stand und ggf. die Notwendigkeit einer Umsteuerung 

berichtet wird, wird über die Zuwendungen nur jährlich berichtet.  

Entsprechend den Beschlüssen der Haushalts- und Finanzausschüsse vom 03. September 2004 

enthält der Bericht grundsätzlich nur noch Angaben zu institutionellen Zuwendungen von mehr 

als 5.000 €. 

Institutionelle Zuwendungen sind in der Regel auf eine fortlaufende Förderung des Empfängers 

ausgerichtet und haben damit einen Bezug zu zukünftigen (aufzustellenden) Haushalten. Erhält 

der Empfänger der institutionellen Zuwendung gleichzeitig auch noch Projektmittel, so sind diese 

in den Tabellen ebenfalls ausgewiesen.  

Projektförderungen sind, anders als institutionelle Zuwendungen, in der Regel Einmalzahlungen 

oder zumindest zeitlich begrenzt. Bewilligt wird in der Regel in dem Bescheid die gesamte Zuwen-

dung zu der beantragten Maßnahme, so dass nach Erlass des Bescheides keine weiteren Gestal-

tungsmöglichkeiten bestehen. Eine umfassende Information über alle Projektmittel soll ressortwei-

se gegenüber der jeweils zuständigen Fachdeputation erfolgen. 

Bei Empfängern, deren Jahresabschlüsse für 2004 zum Zeitpunkt der Datenerhebung noch nicht 

vorlagen, wurden die Einnahmen bzw. Erträge des Wirtschaftsplanes angegeben. In den Fällen, in 

denen Angaben nicht vorlagen, wurde „K. A.“ ausgewiesen.  
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2. Ergebnisse 2004 

Als Anlagen beigefügt sind: 

- Anlage 1: eine Übersicht über die institutionellen Zuwendungen nach Ressorts mit Angabe 
der erhaltenen Projektmittel, 

- Anlage 2: eine alphabetische Übersicht über alle institutionellen Zuwendungen mit Angabe 
der erhaltenen Projektmittel, 

- Anlage 3: eine Übersicht über die institutionellen Zuwendungen - nach ihrer Zuwendungs-
höhe 2004 absteigend sortiert - mit Angabe der erhaltenen Projektmittel,  

- Anlage 4: eine Übersicht nach Steigerungsraten 2004, absteigend sortiert, mit Angabe der 
erhaltenen Projektmittel, 

- Anlage 5: eine Übersicht über die institutionellen Fördermittel Dritter - nach ihrer Zuwen-
dungshöhe 2004 - absteigend sortiert. 

Die Anlagen enthalten:  

- das zuständige Ressort (nur Anlage 1), 

- den Zuwendungsempfänger,  

- den Zuwendungszweck, 

- die Einnahmen des Zuwendungsempfängers 2003, 2004 und ihre Veränderung, 

- die Einnahmen aus dem Haushalt Bremens für sonstige Leistungen 2003 und 2004 (die 
keine Zuwendungen sind), 

- die Eigenfinanzierungsquote 2003 und 2004 (eigene Einnahmen ins Verhältnis zu den Zu-
wendungen plus eigenen Einnahmen gesetzt), 

- die institutionellen Zuwendungen Bremens 2003, 2004 und ihre Veränderung, 

- die institutionellen Zuwendungen Dritter 2003, 2004 und ihre Veränderung, 

- eine Aussage zur Zielerreichung (Symbole: ☺ = erreicht, .= noch ausreichend, /= nicht 
erreicht, 

- eine Spalte für Bemerkungen, 

- eine Spalte für bremische Projektmittel 2004 (nicht in Anlage 5) und 

- eine Spalte für Projektmittel Dritter 2004 (nicht in Anlage 5). 

 

Nach Beträgen geordnet verteilen sich die institutionellen Zuwendungen wie folgt: 

Anzahl der Volumen  
Betrag Fälle  2004 (€) 

über 10 Mio. Euro 2 35.703.725 

1 - 10 Mio. Euro 28 65.790.328 

100.000 - 1 Mio. Euro 100 28.224.252 

5.000 - 100.000 Euro 137 5.612.259 
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Die erste Gruppe enthält das Theater und die Kindertagesstätten der ev. Kirche.  

Die zweite Gruppe enthält hauptsächlich Zuschüsse für bremische Beteiligungsgesellschaften, die 

Museumsstiftungen und eine Reihe anderer Unternehmen.  

Die anderen Gruppen enthalten Empfänger der unterschiedlichsten Art: weitere bremische Beteili-

gungsgesellschaften, Unternehmen, karitative Einrichtungen, Vereine und auch Privatpersonen. 

3. Vergleich 2003 / 2004 

Die folgende Tabelle zeigt die Zuwendungen 2003 / 2004 nach Ressorts: 

Institut. Institut. Projekt- Projekt-
Zuwendun- Zuwendun- Ver- förderun- förderun-

Ressort gen gen  änder- gen Bre- gen Dritte 
  2003 2004 ung % men 2004 2004 

Senator für Kultur  46.823.948 48.325.205 +3,2 2.267.599 144.674
Senator für Arbeit, 
Frauen, Gesundheit, 
Jugend und Soziales 37.974.164 38.095.067 +0,3 2.740.972 3.256.072

Senator für Bildung 
und Wissenschaft  32.191.119 33.546.406 +4,2 8.777.184 55.285.307

Senator für Wirt-
schaft und Häfen 14.270.559 12.449.694 -12,8 4.457.980 156.875

Senator für Bau, 
Umwelt und Verkehr 1.096.577 1.092.000 -0,4 0 0

Senator für Justiz 
und Verfassung 869.912 856.283 -1,6 0 0

Senatskanzlei  0 500.000 - 0 0

Senator für Inneres 
und Sport 263.465 228.322 -13,3 0 0

Senator für Finanzen 0 162.588 - 0 0

Landesvertretung 
Bremen  0 75.000 - 0 24.492

Summe 133.489.743 135.330.564 +1,4 18.243.735 58.867.420
 
In der Auswertung sind 267 institutionelle Zuwendungen, z. T. mit gleichzeitiger Projektförderung 

berücksichtigt.  

Anders als die Entwicklung des Haushalts, der einen Rückgang von ca. –3,5 % aufwies, haben die 

Zuwendungen insgesamt um rd. 1,4 % zugenommen.  
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In den einzelnen Ressorts verlief die Entwicklung sehr unterschiedlich. Einen starken Rückgang 

hat es beim Senator für Inneres und Sport und beim Senator für Wirtschaft und Häfen gegeben, 

beim Senator für Justiz und Verfassung und beim Senator für Bau, Umwelt und Verkehr sind die 

institutionellen Zuwendungen immerhin noch um 1,6% bzw. 0,4% reduziert worden.  

Zunahmen verzeichnen der Senator für Kultur, der Senator für Arbeit, Frauen, Gesundheit, Jugend 

und Soziales und der Senator für Bildung und Wissenschaft.  

Soweit die Steigerung bei einzelnen Empfängern über 2% liegt, enthalten die Tabellen in der 
Spalte „Bemerkungen“ die Begründungen der Ressorts.  

Die Anteile der institutionellen Zuwendungen der Ressort sind in der folgenden Graphik dargestellt. 

Institutionelle Zuwendungen 2004

Übrige 2%
SfWH 9%

SfK 36%

SfBW 25%

SfAFGJS 28%
 

 
SfK = Senator für Kultur  
SfAFGJS = Senator für Arbeit, Frauen, Gesundheit, Jugend und Soziales  
SfBW = Senator für Bildung und Wissenschaft  
SfWH = Senator für Wirtschaft und Häfen 
Übrige= Senator für Bau, Umwelt und Verkehr, Senator für Justiz und Verfassung, Senatskanzlei, Senator für Inneres 
und Sport, Senator für Finanzen und Landesvertretung der Freien Hansestadt Bremen beim Bund und für Europa 
 
4.  Rechtliche Grundlagen 

Die Veranschlagung von Ausgaben für Leistungen an Stellen außerhalb der Verwaltung kann nur 

unter den Voraussetzungen des § 23 der Landeshaushaltsordnung (LHO) erfolgen. Hiernach gilt:  

„Ausgaben und Verpflichtungsermächtigungen für Leistungen außerhalb der Bremischen 

Verwaltung zur Erfüllung bestimmter Zwecke (Zuwendungen) dürfen nur veranschlagt wer-

den, wenn die Freie Hansestadt Bremen an der Erfüllung durch solche Stellen ein erhebli-

ches Interesse hat, das ohne die Zuwendungen nicht oder nicht im notwendigen Umfang 

befriedigt werden kann“.  
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Es wird unterschieden nach: 

• Zuwendungen zur Deckung der gesamten Ausgaben oder eines nicht abgegrenzten Teils der 

Ausgaben des Zuwendungsempfängers (institutionelle Förderung) und  

• Zuwendungen zur Deckung von Ausgaben des Zuwendungsempfängers für einzeln abgegrenz-

te und in der Regel zeitlich befristete Vorhaben (Projektförderung). 

Die Zuwendung wird grundsätzlich zur Teilfinanzierung des zu erfüllenden Zwecks bewilligt, und 

zwar in der Form der 

• Anteilsfinanzierung, 

• Fehlbedarfsfinanzierung oder 

• Festbetragsfinanzierung. 

In Ausnahmefällen kommt auch eine Vollfinanzierung in Frage. 

Die Gewährung einer Zuwendung stellt einen Verwaltungsakt im Sinne des Verwaltungsverfah-

rensgesetzes dar. Die für den Bund und die Länder einheitlichen Regelungen zum Zuwendungs-

recht enthalten auch die Möglichkeit des Abschlusses eines öffentlich-rechtlichen Zuwendungsver-

trages anstelle eines Zuwendungsbescheides. In Bremen wird von dieser Möglichkeit zunehmend 

Gebrauch gemacht. In den Bescheiden bzw. Verträgen werden auch die Anforderungen an die 

Leistungen der Zuwendungsempfänger festgelegt. 

Als Verwaltungsvorschriften zu § 23 LHO wurden Rahmenrichtlinien über die Vorlage von Unterla-

gen von Zuwendungsempfängern bei institutioneller Förderung erlassen.  

Die Vorgaben für den Aufbau des Wirtschaftsplanes entsprechen denen der Gewinn- und Verlust-

rechnung nach dem Gesamtkostenverfahren gem. § 275 Abs. 3 Handelsgesetzbuch (HGB). Die 

vorgeschriebenen Angaben sind Mindestforderungen, das zuständige Ressort kann weitergehen-

de Aufgliederungen und Erläuterungen für die Ansätze verlangen.  

Die Einrichtungen mit kameraler Buchführung legen einen Haushaltsplan vor. 

In einem Organisationsplan ist die Struktur der Einrichtung mit ihren Führungsgremien und ver-

schiedenen Organisationseinheiten darzustellen.  

Ferner ist ein Stellenplan vorzulegen, der alle für das Planjahr auf der Grundlage eines Arbeitsver-

trages beschäftigten Angestellten und Lohnempfänger nach Vergütungs- bzw. Lohngruppen ge-

gliedert (bei den Angestellten auch AT-Vergütungen) enthält. Teilzeitkräfte sind entsprechend ihrer 

regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit als Dezimalstellen zu berücksichtigen. Auszubildende der 

beiden Beschäftigtengruppen sind gesondert anzugeben. Die Auflagen sollen darüber hinaus die 

Einhaltung des sogenannten Besserstellungsverbotes, also der rechtlichen Auflage, dass für Tä-

tigkeiten in den Einrichtungen keine höhere Vergütung gezahlt werden darf, als für vergleichbare 
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Tätigkeiten im öffentlichen Dienst, sicherstellen. Über Ausnahmen entscheiden die Ressorts selb-

ständig.  

Zur Anpassung an die kamerale Darstellung in den Haushaltsplänen der öffentlichen Hand ist von 

Einrichtungen mit kaufmännischer Buchführung eine sogenannte Überleitungsrechnung durchzu-

führen. Mit ihrer Hilfe werden aus der kaufmännischen Buchhaltung die Ertrags- und Aufwandpos-

ten entfernt, die nicht Einnahme oder Ausgabe im Sinne des Haushaltsrechts sind. Hierzu gehören 

auf der Einnahmeseite Positionen, wie z. B. nicht beglichene Forderungen und Erträge aus der 

Auflösung von Rückstellungen. Auch auf der Ausgabenseite sind Bereinigungen durchzuführen, 

z. B. für Abschreibungen, Zuführungen zu Rückstellungen und kalkulatorische Zinsen.  

In einer Vermögens- und Schuldenübersicht wird nach dem vorhandenen Inventar, dem Stand der 

vorhandenen Bankkonten, dem Barvermögen und eventuellen Krediten gefragt. Für Zuwendungs-

empfänger mit kaufmännischer Buchführung entfallen diese Zusatzangaben durch die Vorlage der 

Bilanz. Außerdem muss der Zuwendungsempfänger für die nächsten fünf Jahre seine weiteren 

geplanten Kreditaufnahmen angeben.  

Zur Erhöhung der Transparenz für den Haushaltsgesetzgeber erfolgt bei Zuwendungen von mehr 

als 100.000 € im Erläuterungsteil des Haushaltsplan der Abdruck einer Zusammenfassung des 

Wirtschaftsplanes, aus der die Herkunft der Einnahmen und die geplanten Ausgaben der Instituti-

on zu ersehen sind.  

Die zweite im Zuwendungsrecht wesentliche gesetzliche Bestimmung ist der § 44 LHO. Er be-

stimmt, dass Zuwendungen nur unter den Voraussetzungen des § 23 LHO gewährt werden dürfen 

und legt im Wesentlichen die Anforderungen an die Zuwendungsanträge und die Verwendungs-

nachweise fest. Diese Verwaltungsvorschriften haben der Bund und die Länder weitgehend ein-

heitlich erlassen.  

Darüber hinaus ist in § 91 LHO das Prüfungsrecht des Rechnungshofs geregelt.  

Soweit einzelne Einrichtungen eine Entwicklungsperspektive benötigen, besteht die Möglichkeit, 

auf der Grundlage erteilter Verpflichtungsermächtigungen mehrjährige Zuwendungsbescheide zu 

erlassen bzw. Zuwendungsverträge zu schließen. 

Die Rückforderung etwaiger zu Unrecht erhaltener Zuwendungen regelt sich nach den Bestim-

mungen des Bremischen Verwaltungsverfahrensgesetzes. 

Die Verwaltung von Haushaltsmitteln oder Vermögensgegenständen der Freien Hansestadt Bre-

men kann auch durch private Dritte in Form einer Beleihung oder durch Weitergabe der Zuwen-

dung erfolgen, wenn die Freie Hansestadt Bremen an dieser Art der Verwaltung ein erhebliches 

Interesse hat, das anderweitig nicht oder nicht in dem nötigen Umfang befriedigt werden kann und 

im Übrigen die rechtlichen Voraussetzungen gegeben sind. Dies gilt jedoch nur für die Förderung 

von Projekten und nicht für institutionelle Zuwendungen.  
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Zur Beleihung bedarf es in Bremen einer gesetzlichen Regelung, die Weitergabemöglichkeit wird 

dem Erstempfänger durch den Bescheid eröffnet. Im Gegensatz zum beliehenen Unternehmen, 

das aufgrund der Ermächtigung auch als juristische Person des Privatrechts Bescheide erlassen 

darf, ist die Weiterleitung von Zuwendungen nur in der Vertragsform möglich. 

Im Zuge der Flexibilisierung des Haushaltsrechts ist auch bei Zuwendungen die Bildung von Rück-

lagen ermöglicht worden. Die Mittel werden jedoch beim Zuwendungsgeber „zurückgelegt“ und 

bleiben somit liquiditätsmäßig in seinem Mittelbestand, der Rechtsanspruch des Zuwendungs-

nehmers im Rahmen der Bewilligung bleibt bestehen. 

5. Bewilligung der Zuwendungen und Prüfung der Verwendungsnachweise  

Die erste Prüfung einer Zuwendung findet mit der Durchsicht der Unterlagen des Antragstellers im 

jeweils zuständigen Fachressort statt. Sie sollte idealerweise durch die für die Fach- und Ressour-

cenverantwortung zuständige Person / Organisationseinheit geschehen. Hierbei gibt es naturge-

mäß Unterschiede zwischen Erst- und Wiederholungsanträgen und zwischen institutioneller und 

Projektförderung. 

Zunächst geht es um die Beurteilung des Interesses Bremens an der Aufgabenerledigung und die 

Beurteilung der fachlichen Kompetenz der Einrichtung (§ 23 LHO). Nach dem Neuen Steuerungs-

modell (NSM) vereint hierbei der Produktverantwortliche die Fach- und Ressourcenkompetenz in 

seiner Person. Anhand des Wirtschafts- oder Haushaltsplanes beurteilt er die beantragte Mittel-

ausstattung unter besonderer Betrachtung des Personal- und Materialeinsatzes und der Frage, 

welche der drei nach den VV-LHO möglichen Finanzierungsarten (Anteils-, Fehlbetrags- und Fest-

betragsfinanzierung) aus haushaltswirtschaftlicher und praktischer Sicht zu wählen ist. Ein wichti-

ger Gesichtspunkt ist aber auch die Prüfung der Solvenz des Zuwendungsempfängers, weil des-

sen Insolvenz in der Regel zu einem Verlust der Zuwendung ohne entsprechende Gegenleistung 

führen würde.  

Während des Bewilligungszeitraumes ist die Erledigung der Aufgaben unter fachlicher und wirt-

schaftlicher Sicht zu begleiten, um eventuellen Fehlentwicklungen entgegenwirken zu können o-

der, falls erforderlich, auch Änderungen des Bescheides vorzunehmen. Diese Überprüfung erfolgt 

gegenüber der Fachdeputation quartalsweise durch das Produktgruppencontrolling und gegenüber 

dem Haushalts- und Finanzausschuss – soweit Leistungsziele berücksichtigt sind –durch das Pro-

duktbereichscontrolling. 

Eine besondere Bedeutung kommt der Prüfung der zeitgerechten Mittelanforderung zu. Vor dem 

Hintergrund der knappen Haushaltsmittel und um zu vermeiden, dass Zuwendungsempfänger 

Zinsgewinne zu Lasten des Haushalts erzielen, dürfen Zuwendungen nicht früher angefordert wer-

den als zwei Monate bevor sie kassenmäßig benötigt werden. 
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Wichtig ist ferner die Prüfung des Umfanges der Tätigkeiten des eingesetzten Personals für ande-

re Zwecke als den Zuwendungszweck. 

In Fällen, in denen der Zuwendungsnehmer selbst von einem Wirtschaftsprüfer geprüft wird und 

diese Prüfung sich auch auf den zahlenmäßigen Nachweis der Mittelverwendung erstreckt, kann in 

Einzelfällen von der Überprüfung dieses Nachweises abgesehen werden. 

Kritiker sprechen gelegentlich von einer zu weit gehenden Gängelung der Zuwendungsempfänger. 

Ihnen ist entgegenzuhalten, dass die Öffentliche Hand verpflichtet ist, über den wirtschaftlichen 

Umgang mit öffentlichen Mitteln zu wachen. Schon die Vorlage detaillierter Unterlagen kann als 

erstes Indiz dafür gewertet werden, dass der Zuwendungsnehmer die an das Finanzgebaren ge-

stellten qualitativen Anforderungen erfüllt. Es müssen grundsätzlich dieselben Regeln wie in der 

Wirtschaft gelten: Für eine gewünschte Dienstleistung wird ein konkretes und detailliertes Angebot 

erstellt. Der erbrachten Dienstleistung folgt eine detaillierte und prüffähige Rechnung. 

In der Praxis gestaltet sich die Durchführung der Verwendungsprüfungen der Ressorts und des 

Rechnungshofes der Freien Hansestadt Bremen häufig dann schwierig, wenn der Zuwendungs-

empfänger nur für einen Teil seiner Organisation Zuwendungen erhält. Z. T werden auch Bereiche, 

die über Zuwendungen finanziert werden, von den Trägern verselbständigt, was die Prüfung we-

gen deren organisationsinternen Kostenverrechnungen und der sogenannten „Overheadkosten“ 

nicht erleichtert. 

6.  Zukunftsperspektiven 

Aufgrund der äußerst schwierigen Haushaltslage Bremens bleibt die Gewährung von Zuwendun-

gen – wie die übrigen staatlich wahrgenommenen Aufgaben und deren Ausgaben – weiterhin auf 

dem Prüfstand. Dies gilt sowohl dem Grunde als auch der Höhe nach. 

Eine Beibehaltung wird insbesondere davon abhängen, ob die Aufgaben (Ausgaben) für Bremen 

unverzichtbar sind. Auch in den Fällen, in denen diese Frage positiv beantwortet wird, bleibt den-

noch die Notwendigkeit, die Ausgabenhöhe sehr kritisch zu überprüfen. Auf die vom Senat aus 

dem Urteil des VGH Berlin vom 30.10.2003 für Bremen übernommenen Prüfungskriterien wird 

hingewiesen. 



 

Anlagenband wird aus datenschutzrechtlichen 
Gründen nicht veröffentlicht




